
Vorschlag zu einem Beisaz des
Organisationsbeschlusses des
Obergerichtshofs

Autor(en): [s.n.]

Objekttyp: Article

Zeitschrift: Der schweizerische Republikaner

Band (Jahr): 2 (1798-1799)

Persistenter Link: https://doi.org/10.5169/seals-542684

PDF erstellt am: 16.08.2024

Nutzungsbedingungen
Die ETH-Bibliothek ist Anbieterin der digitalisierten Zeitschriften. Sie besitzt keine Urheberrechte an
den Inhalten der Zeitschriften. Die Rechte liegen in der Regel bei den Herausgebern.
Die auf der Plattform e-periodica veröffentlichten Dokumente stehen für nicht-kommerzielle Zwecke in
Lehre und Forschung sowie für die private Nutzung frei zur Verfügung. Einzelne Dateien oder
Ausdrucke aus diesem Angebot können zusammen mit diesen Nutzungsbedingungen und den
korrekten Herkunftsbezeichnungen weitergegeben werden.
Das Veröffentlichen von Bildern in Print- und Online-Publikationen ist nur mit vorheriger Genehmigung
der Rechteinhaber erlaubt. Die systematische Speicherung von Teilen des elektronischen Angebots
auf anderen Servern bedarf ebenfalls des schriftlichen Einverständnisses der Rechteinhaber.

Haftungsausschluss
Alle Angaben erfolgen ohne Gewähr für Vollständigkeit oder Richtigkeit. Es wird keine Haftung
übernommen für Schäden durch die Verwendung von Informationen aus diesem Online-Angebot oder
durch das Fehlen von Informationen. Dies gilt auch für Inhalte Dritter, die über dieses Angebot
zugänglich sind.

Ein Dienst der ETH-Bibliothek
ETH Zürich, Rämistrasse 101, 8092 Zürich, Schweiz, www.library.ethz.ch

http://www.e-periodica.ch

https://doi.org/10.5169/seals-542684


2-

übereinstimmend; ficht daher nicht a», für dessen

Annahme zu stimmen.
-Müret: Ich muß die Grundsätze, die ich zu

Anfang festgesezt habe, wieder herstellen, da sie vom
B. Fuchs entstellt worden sind. Ich habe nicht ge-
sagt, daß der Zehenden eine Abgabe Ware (obgleich
sich dieß behaupten ließe) wohl aber, daß dieser ein
Haupthülfsmittel für den Staat sey, die öffentlichen
Abgaben zu bestreiken; auch habe ich nicht gesagt, daß
Zehcnden und Bodenzinse ohne Entschädigung mußten
abgeschafft werden. Ich habe gesagt, daß die Pstich-
eigen allein das zum Loskauf Erforderliche beikragen
müssen, aber auch ni ch t mehr. Diese Grundsade
find gewiß gerecht, immer an dieDekailsfehlcr will ich
mich izt Haltes. Nachdem er diese nochmals, wie er es

In seiner Meinung alsMmvritat der Commission gethan,
dargestellt hat, fahrt er fort: Was mich am meisten
jnterefstrt, ist der 5tc Art. der den koskauf mit 2 vom Hun-
dert des Grundstückes, das den Ichendcn mit dem
Zoten und iiten Theil schuldig ist; dieser Unterschied be-

»ragt wenigstens y von Pu m mehrern Kantonen, die
den eigentlichenZehenden bezahlten. Wo ist hier Gleich-
heit? Wo Gerechtigkeit »nd schweigen sollte ich? nicht
etwa für den Kanton Leman sollte ich reden? — Mir
würd ich diese Schwache oder vielmehr diese Feig-
heit zu Schulden kommen lassen? Bürger! hätte man
Ihnen einen solchen Beschluß vorgelegt, nicht wahr,
Sie hätten ihn nicht angeuommen izt ist es dernemliche
mit andern Worten und Sie sollten ihn annehmen?

Und auf wen fallt dieser Unterschied? Vornehm-
lich auf die, die die Urheber der Revolution sind;
wird der Uebelgesinnte nicht sagen, daß sie eben da-
rum so nachthcilig unterschiede» sind. Ich weiß,
was die Umstände heischen, aber wenn man böse Fol-
gen bei Verwerssung des Beschlusses besorgt, so

fürchte ich deren weit mehr bei dessen Annahme.
(Die Fortsetzung folgt)

«Vorschlag zu einem Beisaz des Organisation^
Beschlusses des Obergerichtshofs.
(S. Republikaner ll. p. 19«)

Sechster Titel.
Prozeß gegen Staatsverbrechen.
§ 62. Alle Staatsverbrechen gelangen ohne wei-

»ers gleich den Hauptkriminalfällen zur endlichen Be-
««Heilung an den obersten Gerichtshof.

6g. Nach Vorschrift des yzsten und Y4sten Titels
»er Constitution soll dabei folgendermaßen verfahren
«erden.

64. Wenn ein Delinquent, der eines solchen Ver-
Brechens angeklagt ist, vor das Kantonsgericht gczo-
S<n wird, so erkennen die Richter nach dem aufge-
»kommenen Procognitionsverhor und auf den Vorschlag
des öffentlichen Anklägers, ob Anklage statt habe
Oder nicht?

»5. Eitkß Anklage hak stakt, wenn sich aus den

-6>

aufgenommenen Men ergiebt, daß das «ngezekM
Verbrechen wirklich begangen worden und daß ein be-
gründetet' Verdacht auf den Angeklagten fallt, daß er
das Verbrechen begangen habe.

66. Sobald das Gericht die Frage mit Ja ode»
Nein beantwortet hat, überschikss es die Akte ohne
Säumniß an den Obergerichtshof.

67. Derselbe verfährt nun in dieser Beurtheilung
auf die nämliche Weise wie das Kantonsgericht.

68. Erkennt er, daß die Anklage statt habe; f»
sendet derselbe diese Erkanntnuß sogleich an das Kam-
tonsgericht zurnk.

69. Das Kantonsgericht beruft nun seine SuP,
pleanten zu sich, und bildet mit denselben einen näim
lichen Ausschuß.

70. Nunmehr formirt der öffentliche Ankläger bei
dem Kantonsgericht seine Conclusions, wie die Pr«,
zedu? ferners insiruirt werden soll, bis zu Ende de»
Procedur.

71. Wenn die Procedur beendigt, so legt der oft
fentliche Ankläger seine Anklage, die mit einem be-
stimmten Schluß zur Strafe versehen seyn muß, zu»
Beurtheilung dem Gerichtshof vor.

72. Sobald nun das Kantonsgericht die Straft
urtheile ausgefällt hat, übersendet es die sämmtlichen
Akten an den Obergerichtshof.

7z. Nunmehr formirt sich auch dieser mit Zuzle-
hung seiner Suppleanten zu einem Kriminalgericht,
und bestätiget oder ändert je nach den Gesetzen oder G<v
Wohnheim, die Urtheile des untersten Gerichts.

Gesez über die dieses Jahr verfallenen Grund-
und Bodenzinse.

An den Senat.
In Erwägung, daß das Gesez vom 10. Nov.

über die Feodalabgaben sich nicht bestimmt über die
in diesem Jahr verfallenen Grund- und Bodenzinse
erklärt
Hat der grosse Rath, nachdem er die Urgenz erklärt,

beschlossen:
1) Die in diesem Jahr verfallenen Grund, und

Bodenzinse sind in dem durch das Gesez vom 1».
November bestimmten Anskauf begriffen.

2) Die schon bezahlten Grund- und Bodenzinse
für dieses Jahr sollen an der Loskaufungssumme ab-
gerechnet werden.

z) Der Staat wird den Partikularen, die der,
gleichen Grund- und Todenzinse für dieses Jahr be,
zogen haben mögen, solche an der Enlschadigungs,
summe abrechnen.

Luzern den 17. November 1798.
LiZ.: Pellegrini, Präft

Cartier, Sec.
M aula z, Vicesee.

Der Senat bestätigte diesen Beschluß in der O5
Mg vom sL Rovcmvcr.
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